
Das Oberste Gericht hat mit seiner Rechtsprechung 
den Grundsatz aufgestellt, daß die Rechtssicherheit und 
die Autorität der von den Gerichten erlassenen Ent­
scheidungen einem gänzlichen Wegfall der gesetzlichen 
Notfristen entgegenstehen, daß es jedoch dem ver­
trauensvollen Verhältnis zwischen Staat und Bürgern 
entspricht, jede Kleinlichkeit und Engherzigkeit bei der 
Beurteilung der Gründe für die Befreiung von den 
nachteiligen Folgen unverschuldeter Fristversäumnis zu 
vermeiden. Es hat ausgeführt, daß eine Frist dann 
schuldhaft versäumt wurde, wenn im Hinblick auf die 
Einhaltung einer Rechtsmittelfrist nicht die notwendige, 
der Sache angemessene und den Umständen nach zu­
mutbare Sorgfalt aufgewendet wurde (vgl. OG, Urteil 
vom 10. August 1962 — Za 20/62 — Arbeit und Arbeits­
recht 1963, Heft 3, S. 69; OG, Beschluß vom 22. Januar 
1971 - Ua 6/70 - NJ 1971 S. 187; Arbeit und Arbeits­
recht 1971, Heft 13, S. 415).
Der Klägerin war zuzumuten, nach Erhalt der Klage 
vom Kre-isgericht am 2. Dezember 1972 diese unter­
schrieben noch am gleichen, spätestens aber am folgen­
den Tag zur Post zu geben. Da das Kreisgericht die 
Rückgabe der Klageschrift mit der Auflage verbunden 
hatte, vier weitere Durchschriften der Klage einzurei­
chen, hätte es der Klägerin dafür eine angemessene 
Frist einräumen müssen. Der Senat vertritt die Auf­
fassung, daß die Klägerin, da sie unmittelbar nach Er­
halt der Auflage die geforderten Durchschriften an­
fertigte und diese mit der unterschriebenen Klageschrift 
am 4. Dezember 1972 in einen Briefkasten in W. zur Be­
förderung an das Kreisgericht stecken ließ, mit der not­
wendigen, der Sache angemessenen und den Umständen 
nach zumutbaren Sorgfalt gehandelt hat. Die Klägerin 
konnte davon ausgehen, daß diese Unterlagen am fol­
genden Tag beim Kreisgericht eingehen. Nach den un­
streitigen Einlassungen der Parteien jvird die Post im 
Stadtgebiet von W. innerhalb von 24 Stunden beför­
dert. Der Klägerin kann aus der Tatsache, daß ihr be­
kannt gewesen ist, daß in Ausnahmefällen die Post im 
Stadtgebiet erst innerhalb von 48 Stunden befördert 
wird, nicht der Vorwurf gemacht werden, daß sie nicht 
mit der ihr zumutbaren und möglichen Sorgfalt gehan­
delt habe. Sie konnte zu Recht darauf vertrauen, daß 
ihre Postsendung in der ortsüblichen Zeit dem Kreis­
gericht zugehen wird:
Da dies im konkreten Fall nicht geschah, hätte das 
Kreisgericht, wenn es nicht bereits auf Grund der oben­
genannten Umstände davon ausgegangen wäre, daß der 
Einspruch fristgemäß erfolgte, der Klägerin den Hin­
weis geben müssen, einen Antrag auf Befreiung von 
den nachteiligen Folgen der Fristversäumnis zu stellen. 
Im Ergebnis der Feststellung, daß mit der Einlegung 
bzw. der erneuten Einreichung der Klage am 6. Dezem­
ber 1972 die Frist unverschuldet versäumt wurde, hätte 
das Gericht Befreiung von den Folgen der Fristver­
säumnis gewähren müssen.

Hinweis
Die Sektion Staats- und Rechtswissenschaft der Friedrich- 
Schiller-Universität Jena veranstaltet am 24. und 25. Ok­
tober 1973 den 5. Jenaer Juristentag (Absolvententreffen), 
zu dem alle Absolventen unserer Ausbildungsstätte — mit 
Ehegatten — herzlich eingeladen sind.
Teilnahmemeldungen bitten wir an das Sekretariat der Sek­
tion Staats- und Rechtswissenschaft in Jena, Universitäts­
hochhaus, 23. Obergeschoß, zu richten.
Das Programm wird später übersandt werden.

Prof. Dr. Gerhard Haney 
Direktor der Sektion
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